
 
 

Bezirksregierung Arnsberg 
 

Bekanntmachung zu einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
 

Aktenzeichen: 61.g27-7-2019-3           Düren, 25.10.2023 
 
 

Bekanntmachung zur wasserrechtlichen Erlaubnis zur Fortsetzung der 
Versickerungsmaßnahme im Bereich Niers/Trietbach für den Zeitraum 2024-

2030 durch die RWE Power AG, Stüttgenweg 2, 50935 Köln 
 

nach § 74 Abs. 4 Satz 2 VwVfG NRW und § 3 PlanSiG  

Auf Grundlage der §§ 8 und 9 WHG i. V. m. Anlage 1 Nr. 13.3.1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wurde durch den Bescheid der 
Bezirksregierung Arnsberg vom 25.10.2023 (Az. 61.g27-7-2019-3) der 
Wasserrechtsantrag der RWE Power AG, Stüttgenweg 2, 50935 Köln vom 28.Juli 2022 
für die Fortsetzung der Versickerungsmaßnahmen im Bereich Niers/Trietbach für den 
Zeitraum 2024 bis 2030 zugelassen. Die wasserrechtliche Erlaubnis enthält 
Nebenbestimmungen, die über die in den ausgelegten Antragsunterlagen 
dargestellten Schutzvorkehrungen hinausgehen. Zudem wurde in der 
wasserrechtlichen Erlaubnis über die im Verfahren erhobenen Einwendungen 
entschieden.  

Das Vorhaben umfasst die Fortsetzung der Versickerungsmaßnahmen im Bereich 
Niers/Trietbach mit einer maximal zulässigen Versickerungsmenge von bis zu 35 Mio. 
m³/a, die dem Ausgleich des Sümpfungseinflusses des Tagebaus Garzweiler II dienen. 
Zudem wird die kurzeitige mechanische/hydraulische Regenerierung der 
Versickerungsanlagen erlaubt. 

In dem Verfahren ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt worden. Die 
Auswirkungen der Maßnahmen auf die Umwelt wurden bei den fachgesetzlichen 
Entscheidungen berücksichtigt.  

Die wasserrechtliche Erlaubnis sowie eine Ausfertigung des Antrags stehen in der Zeit 
vom 27.11.2023 bis zum 11.12.2023 (einschließlich) auf der Internetseite der 
Bezirksregierung Arnsberg unter  

https://www.bra.nrw.de/bekanntmachungen 

sowie auf der Website des zentralen Portals Umweltverträglichkeitsprüfungen 

Nordrhein-Westfalen (§ 20 UVPG) 

www.uvp-verbund.de/nw  



zur allgemeinen Einsichtnahme zur Verfügung. 

Zudem erfolgt die ortsübliche Bekanntmachung in den Kommunen 

 Viersen, Willich 

Zusätzlich besteht die Möglichkeit die wasserrechtliche Erlaubnis sowie eine 
Ausfertigung des Wasserrechtsantrags im Zeitraum vom 27.11.2023 bis zum 
11.12.2023 an dem nachstehend genannten Ort einzusehen: 

 bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, 
Josef-Schregel-Straße 21, 52349 Düren 

 

Die Veröffentlichung im Internet ersetzt gemäß § 3 Abs. 1 PlanSiG die Auslegung der 
Unterlagen. 

Maßgeblich sind die im Internet veröffentlichen Unterlagen. 

Die Einsichtnahme in die Auslegungsunterlagen bei der Bezirksregierung Arnsberg ist 
nach vorheriger Terminvereinbarung während der Dienstzeiten möglich. Zur 
Terminvereinbarung wenden Sie sich bitte an die 

 Bezirksregierung Arnsberg unter den Telefonnummern 02931-82 6419 oder 
02931-82 6431 

montags bis donnerstags 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr & 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

freitags 08:30 Uhr bis 14:00 Uhr 

 

Die wasserrechtliche Erlaubnis wird dem Träger des Vorhabens, denjenigen, über 
deren Einwendungen entschieden worden ist, und den Vereinigungen, über deren 
Stellungnahmen entschieden worden ist zugestellt. 

Die wasserrechtliche Erlaubnis gilt mit dem Ende der Auslegungsfrist gegenüber den 
übrigen Betroffenen als zugestellt (§ 74 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW). 

Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann die wasserrechtliche Erlaubnis von den 
Betroffenen und von denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich oder 
elektronisch bei der  

Bezirksregierung Arnsberg, 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, Dezernat 61, 

Josef-Schregel-Straße 21 
52349 Düren 

 
 

angefordert werden. 



Der verfügende Teil der wasserrechtlichen Erlaubnis lautet: 

Im Einvernehmen mit der Oberen Wasserbehörde der Bezirksregierung 
Düsseldorf ergeht folgender Bescheid: 

 
Der RWE Power AG in Köln und ihren Rechtsnachfolgern wird für den Tagebau 
Garzweiler II auf Antrag vom 28.07.2022 – 61.g27-7-2019-3 – in Verbindung mit der 
wasserrechtlichen Erlaubnis für die Sümpfung des Tagebaus Garzweiler II vom 
30.10.1998 – 61.g27-7-1-2 – mit dem II. Nachtrag vom 14.07.2004 sowie dem 
Ergänzungspapier vom 31.03.2023 und unbeschadet der Rechte Dritter die 
widerrufliche 

 
wasserrechtliche Erlaubnis 

 
erteilt, zum Ausgleich für die Sümpfungseinflüsse des Tagebaus Garzweiler II 
aufbereitetes Sümpfungswasser unmittelbar in den Grundwasserkörper innerhalb der 
in Anlage 1 zu diesem Bescheid festgelegten Bereiche mittels Versickerungsschlitzen, 
Versickerungsbrunnen und Infiltrationslanzen zu infiltrieren. 
 
Die maximal zulässige Versickerungsmenge beträgt 35 Mio. m³/a. 
 
Im Übrigen wird der Antrag hinsichtlich der darüberhinausgehend beantragten 
Versickerungsmenge abgelehnt. 
 
Die Infiltrationsmaßnahmen sind so zu betreiben, dass eine ausreichende Stützung 
der großräumig miteinander vernetzten Feuchtgebiete bzw. grundwasserabhängigen 
Feuchtgebiete im Bereich Niers/Trietbach erfolgt. 
 
Darüber hinaus wird unbeschadet der Rechte Dritter die widerrufliche wasserrechtliche 
Erlaubnis erteilt, das bei der mechanischen/hydraulischen Regenerierung der 
Versickerungsanlagen anfallende Wasser bis zu einer Höchstmenge von 0,04 m³/s 
kurzzeitig zu fördern und bis zu 190 m³/2h dieser Wässer über vorhandene oder eigens 
zu diesem Zweck zu erstellende Sickerelemente in den oberen Grundwasserleiter zu 
versickern.  
 
Wesentliche Rechtsgrundlagen  

 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) – vom 31.07.2009 (BGBI I S.2585), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04. Januar 2023 (BGBI. 2023 I Nr.5) 
geändert worden ist, §§ 8, 9, 10, 11, 12, 13, 18, 19, 27 ff und 47 ff 

 Landeswassergesetz (LWG) vom 16.07.2016 (GV.NW.1995 S. 926), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2021 (GV. NRW. 
S. 1470) 



 Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) vom 03.02.2015 Anlage 
Verzeichnis Anhang II, lfd. Nr.2 Wasserrecht jeweils in der zurzeit geltenden 
Fassung 

 Verwaltungsverfahrengesetz NRW § 17, 73, 74 
 Planungssicherstellungsgesetz § 2, 3, 4, 5 
 §§ 18, 19, 20, 21 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) vom 18. März 2021 (BGBI. I. S.540) zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 6)  

 §§13-17, § 19, §§ 23-30, §§ 33-34, §§ 44,45 des Gesetzes über Naturschutz 
und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz- BNatSchG) vom 29. Juli 
2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2022 (BGBI. I. S.2240) 

 §§ 30-33, §§ 36-42, § 53 des Gesetzes zum Schutz der Natur in Nordrhein-
Westfalen (GebG. NRW) in der Fassung vom 23.08.1999 (GV.NRW. 1999 S. 
524) 

Die genannten Gesetze und Verordnungen sind in der jeweils aktuellen Fassung 
angewendet worden. 

 

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Beschlusses lautet: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei 
dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 
48143 Münster (Postanschrift: Postfach 63 09, 48033 Münster) erhoben werden. Sie 
ist schriftlich beim Oberverwaltungsgericht einzureichen. 

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die 
elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument 
muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und 
Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach 
näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 
elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. 
November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils gültigen Fassung. 

 

Hinweis: 

Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde 
oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur 



Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss 
sie nach § 55d Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument übermittelt werden.  

Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO 
vertretungsberechtigte Personen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur Verfügung steht.  

Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen Gründen 
vorübergehend nicht möglich, bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 
1 und 2 VwGO die Klageerhebung mittels Schriftform zulässig. Die vorübergehende 
Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu 
machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen.  

Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt 
werden sollte, würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 

Für die Verwendung der elektronischen Form sind die besonderen technischen 
Voraussetzungen unter http://www.egvp.de aufgeführt. 

 

Im Auftrag: 

gez.  

Maximilian Jeglorz 

 

 
 


